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Der Rechnungshefunddas Kontrollamtüber den WienerRechnungsabschluss
19 50 .

Bekanntlich ist durch die zweite Bundesverfassungsnovelleder
Rechnungshofdamit betraut worden ,auch die GebarungderBundeshauptstadt
Wienalljährlich einer Prüfungzu unterziehen .DerKentrolle unterliegenauch
jene ven der Gemeindebetriebenen Unternehmungen ,die in derPrivatwirtschaft
Wienskeine Kenkurrenz haben ,nämlich die Gaswerke ,Elektrizitätswerke und
Strassenbahnen .Heuer erstattet der Rechnungshof zum zweiten Maleseinen
Bericht .Erist imSinnedesGesetzeszunächstdenvonderWienerLandesregie-¬
rung ernannten Beauftragten - es sind dies leitende Beamte des Magistrates
und der genannten drei Unternehmungen- übermittelt worden .DieBeauftragten
undauchderDirektordesKontrellamtesderStadtWiensindberechtigt ,Ge-¬
genäusserungen zu erstatten ,die auch erfolgt sind .Gleichzeitig kommtder
gewohnteJahresbericht des Kontrollamtes über das abgelaufeneVerwaltungsjahr
zur Versendung .Das umfangreiche Material geht heute allen Mitgliedern des
Gemeinderates zu .Der Bericht wird überdies durch 14 Tag in der Magistrats - ¬
Direktion zur allgemeinen Einsicht aufliegen .

Aus dem Berichte des Rechnungshefes seien die wichtigsten Punk - ¬
te hervergehoben :

Der Rechnungshef stellt fest ,dass sich im Zuge derKentrellbe .
handlung reichliche Gelegenheit zur Beobachtung ergab ,dass nicht nureine
Reihe jener Vorschläge ,die Gegenstand der vorjährigen Berichterstattung an
denGemeinderatbildeten ,sondernauchmancherleiAnregungen ,die imkurzen
Wegebei der Gebarungsprüfunggegebenwordenwaren ,venderMagistrats-Direk-¬
tion und den amtsführendenStadträten ohne VerzugzumAnlass venVerfügungen
genommenwurden ,die auf Ersparungen und Vereinfachungen in derVerwaltung
und Verrechnung abzielten .Darin erblickt der Rechnungshef nicht nur eine An¬
erkennung seiner Bemühungen ,die ihm gesetzlich übertragene Kontrollaufgabe

im wohlverstandenen Interesse der Gemeindowirtschaft durchzuführen ,sondern
es tritt auch die Bereitwilligkeit der berufenen Leiter desGemeindehaushal¬
tes zutage ,Erfelg versprechende sachliche Anregungen in die Tat umzusetzen .

DerRechnungshofgedenktder wertvollenUnterstützung ,die er bei seinerKen- ¬
trelltätigkeit allseits gefundenhat .

Eingehend befasst sich der Rechnungshof wieder mit der Frage
der zweckmässigstenFormder Verrechnungundbezieht sich dabei auf einenver
der DirektiondesstädtischenRechnungsamtesselbst ausgearbeitetenVorschlag
zur Neuordnungdes Buchhaltungsdienstes .Dieser Vorschlag wirdgegenwärtig
durch das Kentrellamt überprüft .Ebens o wird der Hinweis ,dass eine selche Neu
erdnungKräfte für eine intensivere Rechnungsprüfungfreimachenwürde ,vellst
Beachtungfinden .

Bezüglich der Rücklagen ,die bei einzelnen Verwaltungszweigen
gemacht werden ,empfiehlt der Rechnungshof schen im Hinbliek auf die allge¬
meine Finanzlage eine Einschränkung .Aus der Antwort der Beauftragten geht
herver ,dass im Jahre 1930 nur mehr Rücklagen im Gesamtbetrag von158 . 000
Schilling bei der Wasserversorgung ,Dampfwäscherei und den Friedhöfen gebil¬
det wordensind unddass im Verwaltungsjahr1932Rücklagenüberhauptnicht
mehrbeabsichtigtsind .

Die bei der Grundfreimachungfür Wehnhausbautenentstandenen
Rechtsanwaltskosten im Gesamtbetragvon rund 25,000 Schilling werdenals hoc
bezeichnet und darauf zurückgeführt ,dass schon bei der Prozesseinleitung
in der ersten Instanz die Hilfe vonRechtsanwältenin Anspruchgenommenwird
Der Magistrat legt dar ,dass es erfahrungsgemässsehr häufig zumRechtsmittel
zuge kommt .Dann ist die Beiziehung eines Rechtsanwaltes zwingend vorgeschri
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ben . Dieösterreichische Zivilprozessordnung gestattet aber kein späteres

Vorbringen von neuen Tatsachen und Beweismitteln ,weshalb es sich als vorteil¬

haft herausgestellt hat ,schon von allem Anfangan die ganzeProzessführung
auch in der ersten Instanz einem Rechtsanwalt zu übertragen unddadurch
für den ganzen Prozess eine verantwortliche Person zuhaben .

DemWunschedes Rechnungshofesnach einer Darstellung derdureh - ¬
laufendenGebarungwirdimWahrnehmungsberichtedesKontrollamtesentspre-¬

chen .
Personalangelegenheiten.

In dieser Gruppenimmtdie Ueberprüfungder Aufwandgebühreneinen
breiten Raumein .Der Rechnungshofstellt fest ,dass die Nebenbezügenahezu
1o Prozent der Hauptbezüge ausmachen .Insbesondere wird auf das hohe Ausmass

der Gebührenfür Dienstreisen von städtischen Angestellten verwiesen .Der
Rechnungshofstellt dabei allerdings selbst fest ,dass im ZugederErspa¬
rungsmassnahmen bereits im Hahre 1931 Abstriche durchgeführt worden sind .
Aus der Antwort der Beauftragten geht hervor ,dass im Jahre 1930Nebenbezüge
ven insgesamt 12,599 . 816Schilling ausgewiesen sind .Es ist jedochauf
dieser Post auch eine Reihe von Ausgaben verrechnet ,die nicht imlandläufi¬
gen Sinne als Nebenbezug neben einem sonst geltenden Hauptbezugangesehen

werden können .Das sind beispielsweise die Bezüge der provisorisch an
Haupt -undSonderschulenverwendetenLehrpersenen ;die Bezügefür dieprovi¬
serische Schulleitung ;die Entlohnung der provisorischen Religionslehrer ;
die Kestenfür denUnterricht in Freigegenständen . Ebensosind dieHeiz- und
Reinigungspauschalien der Amtswarteim Betrage von 579 . 920Schilling ,der
Aufwandfür Aushilfen ,Gehaltsvorschüsse und Uebersiedlungskosten ,ferner
die Auslagen für die Dienstkleider im Betrage ven 855 . 425Schilling nicht
als Nebenbezüge nach der gewöhnlichen Auffassung anzusehen .DasGleiche
gilt ven den Sitzungsgebühren der Gemeinderäte ,von den 50 . 000Schilling
Entschädigung der Gemeindean die Strassenbahn für Fahrtbegünstigungen .Die
eigentlichen Nebenbezüge machen daher nicht zehn ,sondern sieben Prozent
der Hauptbezüge aus .Im Jahre 1932 ist die Post bereits um 3,126 . 037Schil¬
ling kleiner eingesetzt .Es geht daraus hervor ,dass der Einschränkungdes
Aufwandes an Nebenbezügen das besondere Augenmerkzugewendet wird .Kommis- ¬nur
sionen sind einer getroffenen Anordnung zufolge womöglich/während der norma¬

len Dienstzeit abzuhalten .GewisseNachmittags -und Sonntagsdienstewurden
aufgelassen .Wegender Herabminderungzu heher Ansätze bei denReisegebüh¬
ren sind Verhandlungen im Gange .Die in Rede stehenden Reiserechnungen rühre

ausschliesslich von Angestellten her . DerUmstand ,dass in dinzelnen Fällen
bei den übrigens selten vorkommenden Auslandsreisen Gebühren verrechnet wur¬

den ,die mit der Rangsklassenicht übereinstimmen ,wird aufgeklärt .Sowurde
beispielsweise ein BeamterzumStudiumder Steuerverhältnisse nachBerlin
entsendet ,der zahlreiche Dienststellen und Behörden aufsuchen musste und
dadurch höhere Wagenspesen hatte .Hingegen konnte ein Beamter der gleichen
Bezugsklasse ,der ebenfalls nach Berlin delegiert worden war ,umaneinem
Kursüber Gasschutzteilzunehmen ,mit einemniedrigeren Tagespauschaleaus¬
kommen .Andere Unterschiede ergeben sich auch durch das Reiseziel .Eine Fahrt
zum Studium von technischen Neuerungen auf der Leipziger - Messewar mit

Rücksichtauf die verhältnismässighohenHotelpreisezur Messezeitmitge¬
steigerten Aufwandgebühren verknüpft .Ueber den ganzen Gebührenkomplex wird

schon seit langer Zeit mit fortschreitendem Erfolge mit den in Betracht kom¬
menden Organisationen der Angestellten verhandelt .

Finanzwesen .
Der Rechnungshefführt aus ,dass schonEnde1930eineAbschwä¬

chung der Wirtschaftskonjunktur zu beobachten gewesen sei ,was imMinderer¬
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trag der Abgabengegenüber 1929 und in einer Steigerung desProzentsatzes
der unbezahit gebliebenen Steuervorschreibungen zum Ausdruck komme .In der
Erwiderungdes Magistrates wird die Tatsache der AbschwächungderKonjunk¬
tur selbstverständlich zugegeben ,aber erklärend bemerkt ,dass ein erheb - ¬

licher Teil des Minderertrages im Vergleich zu 1929 darin begründetist ,
dass vem 1 .Jänner 1930 an eine ganze Reihe von Steuerermässigungen wirksam
geworden ist .So bei der Lustbarkeitsabgabe ,Inseraten - undPlakatabgabe ,
Kraftwagenabgabe,Fremdenzimmerabgabeetc .Wasdie Gebührenrückständean- ¬
langt ,die mit 31 .Dezember 1930 Schilling 24,600 . 000ausmachen ,dürfe nicht

daran vergessen werden ,dass sie sich nicht auf ein einziges Verwaltungs- ¬
jahr beziehen ,sendern alle Rückstände seit Einführung der Gemeindeabgaben
in sich schliessen .Darangemessenist der Rückstandeinverhältnismäasig
sehr bescheinener .Ein Ansteigen erklärt sich daraus ,dass infolge derschleeh¬
teren Wirtschaftslage Stundungen entgegenkommendgewährt werden .DemWunache
des Rechnungshofes,beiden einzelnen Abgabenunmittelbar imRechnungsab¬
schluss die sehliesslichen Rückständebesonders ersichtlich zumachen,wird
von heuer an entsprochenwerden .

Die Bemängelungeiner ungleichmässigen Behandlunghinsichtlich
der Füreorgeabgabe bei Kunststellen findet dahingehend die Aufklärung ,dass
der Magistrat von allen Kunststellen ,denen der Gemeinderat eine Subventien
zubilligt ,ohne Unterschied ihrer Richtung annimmt ,dass sie keinenEr - ¬
werbscharakter haben ,sondern nur kulturellen Zwecken dienen .Deshalb wind
ihnen die Steuerfreiheit zugebilligt .Die nicht subventionierten Kunstatelle
hingegen werdenKartenbüros gleichgeashtet und haben dieFürsergeabgabe
zuentrichten .

Der Umstand ,dass bei einzelnen Kinos die Lustbarkeitsabgabe
bis auf drei Prozent herabgesetzt wurde ,wiewehl das Gesetz nur eine Er - ¬
mächtigungzu Ermässigungenbis auf 5 Prezent vorsieht ,wird ausstellig be - ¬
merkt .Die Rechtfertigung des Magistrates lautet dahin ,dass die Einführung
des Tonfilmes zu grossen Investitionen gezwungen hat ,wodurch bei denKlein
kinos ein besonderer Notstand entstanden sei ,Im vollen Einvernehmen mit de
auf dem Gebiete des Kinowesens bestehenden beiden Interessentenvereinigunge
wurde einer Anzahl der allerbescheidensten Betriebe in Anwendung der Bestim
mung des Lustbarkeitsabgabegesetzes über die Pauschalabgabe eine solche in
der Höhevon 3 Prozent der Bemessungsgrundlage zugestanden .Die nächste sic

bietende Gelegenheit einer Novellierung der Lustbarkeitsabgabe wird jedoch

dazu benützt werden ,um auch eine volle gesetzliche Klärung herbeizuführen .
Einzelne Fälle bei der Nahrungs -oder Genussmittelabgabe ,die

bekanntlich in dieser Form nicht mehr besteht ,bildeten den Gegenstand der
Ueberprüfung .So ist es aufgefallen ,dass zwei Konsumvereine hinsichtlich

des Abgabesatzes verschiedenartig behandelt worden sind .DerKonsumverein
mit dem höheren Umsatz hatte eine wesentlich niedrigere Abgabe zu bezahlen

Der Magistrat erwidert ,dass auf Grunddesgeltend gewesenenGesetzesaus¬
schliesslich der höhere Preis eder die bessere Ausstattung oder der gebote
ne Komfert oder der Kreis der Kunden oder die bevorzugte Lage für die Ein - ¬

reihung und Bemessung massgebend gewesen sind .Hingegen ist der Umsatzun¬
ter diesen Merkmalen überhaupt nicht angeführt und konnte daher auch vomM

gistrat in gar keinem Falle in Betracht gezogen werden .Die Tatsache also ,

dass die KonsumgenossenschaftWienund Umgebung ,umdie es sich hier han - ¬
delt ,gegenüberdemErsten WienerKensumvereineinen höheren Umsatzhatte ,
musste bei der Bemessung der Abgabe vollständig unberücksichtigt bleiben .

Massgebend für die Einreihung bei beiden Unternehmungen war die bevorzugte
Lage einzelner Verkaufsstellen .Es ist notorisch ,führt der Magistrat aus ,
dass die Konsumgenossenschaft Wienund Umgebungihre Verkaufsstellen in de775
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Arbeiterbezirkenhat .Es gabdahernur eine verhältnismässgkleineAnzahl
vonFilialen ,denendasMerkmaleinerbevurzugtenLageanhaftete .Sounter¬
hielt die Konsumgenossenschaftin der Inneren Stadt überhaupt keineNieder - ¬
lage,währendderErsteWienerKonsumvereinzurZeitderEinreihungdortvier
Filialenbetrieb .NachderKaufkraftderKundschaft,wobeimansichdie
Verhältnisse des Jahres 1924vor Augenhalten muss ,wares durchausberech¬
tigt ,für denErstenWienerKonsumvereineinenweitaushöherenProzentsatz
zubestimmenals fürdieaufdieArbeiterschaftzugeschnitteneKonsumgenos .
senschaft WienundUmgebung .Die Konsumgenossenschafterzielte beispiels¬
weise27 ' 87ProzentdesGesamtumsatzesdurchdenVerkaufvonBrotundMilch.
Hingegenmachtendiese beiden Artikel beim Ersten WienerKonsumverein
bloss ' 8Prozent des Verkaufserlösesaus .Mit beiden Konsumvereinenwurde
imHinblickdarauf ,dassihreVerkaufspreisein allenFilialengleichsoin
müssen,dieVereinbarunggetroffen ,vonderEinreihungeinzelnerFilialen
abzusehen und die Abgabe vom Gesamtumsatz zubemessen .

EineandereBemerkungbeziehtsich darauf ,dassbei einemAbga¬
bepflichtigen rückwirkenddie Aenderungder Bemessungerfolgt ist ,umihm
die Abstattungeiner Strafe leichter zu gestalten .Laut Darstellungdes
Magistratesist dies bei einemGastwirt ,der seinen Betrieb in derNachbar¬
schaft des Nordwestbahnhofesführte ,geschehen ,dochwurdeder vonderGe¬
nossenschaft eingesetzte Ausschuss mit jeder einzelnen Phase dieser Angele - ¬

genheitbeschäftigt . DerMagistratist ausnahmslosimSinnedereinstimmig
abgegebenen Gutachten vorgegangen .Der durch die Stillegung desNordwest¬
bahnhofesundeinenübermässighohenPachtzinsinZahlungsschwierigkeiten
gerateneGewerbetreibendehätte ,da ein über ihn verhängterStrafbetrag
uneinbringlich war ,eine längere Arreststrafe verbüssen müssen .Dadurchwäre
die Wiederaufrichtungseiner Existenz vollständig verhindert worden .Zur
VermeidungdessenwurdeimEinvernehmenmitdemGenossenschaftsausschuss
eine dementsprechendeRückwirkuhgder Abgabefreiheitvorgenommenunddamit
derStrafbetraggetilgt .Dadie demVersorgungsfondszufliessendenStrafbe-¬
träge gleichfalls in die Gemeindekassekommen ,ist eine materielle Beein¬
trächtigung nicht erfolgt . DerMagistrat verweist bei diesemAnlassdarauf ,
dasses bis zumersten Jänner1926möglichwar ,durchdasdemLandeshaupt-¬
mann zustehende Gnadenrecht derartige verzweifelte Fälle zu prdnen .Seit dem
Inkrafttreten des Verwaltungsstrafgesetzesist jede Milderungdereinmal
rechtskräftiggewordenenStrafe ,auchwennsich seither dieVerhältnisse
des Bestraften grundlegendverschlechtert haben ,vollkommenausgeschlossen .
Es wäre daher für solche besondere Ausnahmsfälle die Schaffung eines
Gnadenrechteswünschenswert .

In Bezug auf die Land -und forstwirtschaftliche Betriebsgesell¬
schaft wird bemängelt ,dass eine Forderungder Gemeindevon rund500. 000
Schilling bestehe ,die ein nicht durch GemeinderatsbeschlussgedecktesKre¬
ditverhältnis darstelle .DerMagistrat führt demgegenüberaus ,dassauf
Grundeines Beschlussesdes Gemeinderatesvom1 .Juni 1920die Land -und
forstwirtschaftlicheBetriebsgesellschaftberechtigtwar ,Adaptierungenin
der von der Stadt Wien erworbenen Gross Enzersdorfer Kasernevorzunehmen .
Tatsächlichsind solcheArbeitenimLaufeder Jahredurchgeführtworden .Es
besteht auf Bauabrechnungskonto eine ungefähr gleich heheGegenforderung .
GewisseDifferenzenmüssennochausgetragenwerdenunddannwirddieAus-¬
gleichungder beiden Rechnungenerfolgen .
776
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Wehlfahrtswesen .
DievomRechnungshoferhobenenBedenkengegendieUmwandlung

des grösseren Teiles des Lainzer Versorgungsheimes in ein Spital für chre - ¬

nische Kranke und die damit verbundenen erhöhten Kosten entkräftet der
Magistrat mit demHinweis ,dass dafür die Krankenabteilungenin deneinzelnen
Versorgungshäusern aufgelassen worden sind .Dadurch wurde es möglich ,im
LainzerVersorgungsheimalle notwendigenSpezialeinrichtungenzuschaffen
und Spezialärzte anzustellen .

Der Rechnungshofverweist auf die grosse Zahl derPflegerin¬
nen und Erzieherinnen in den Waisenhäusern und Erziehungsanstalten .Demge¬
genüberwird festgestellt ,dass die Bestrebungendes Magistrates schonseit
langer Zeit darauf gerichtet sind ,die tatsächlich billigere Unterbringung
bei Privatparteien zu bewirken .Es konntendeshalbauchdieWaisenhäuser
Josefstädterstrasse und Galileigasse in früheren Jahren ,dieErziehungsan¬
stalt Meidling und Döbling heuer geschlossen werden ,während die Schlies - ¬
sungdes WaisenhausesGassergassefür 1932in Aussichtgenommenist .

Auchdie verhältnismässig hohenVerpflegskostendesKinderheime
WilhelminenbergwerdenvomRechnungshofhervorgehoben .Zur Aufklärungver - ¬
weist der Magistrat darauf ,dass die Natur dieser Anstalt ,die der bloss
vorübergehendenUnterbringung von Kindern dient ,höhereBetriebsauslagen

verursacht . Wohnungswesen.
Der Rechnungshof empfiehlt im Hinblick auf die dermaligen kri¬

senhaften Verhältnisse den Aufwand für Wohnhausbauten auf die Erträgnisse
der Wehnbausteuereinzuschränken ,zumaldas vomGemeinderatbeschlessene
WohnbauprogrammschonzumgrossenTeile planmässigdurehgeführtsei unddie
Lageauf demWohnungsmarktdochimmerhineine gewisseBesserungerfahren
habe .Die Erwiderungdes Magistrates lautet dahin ,dass leider dieVer¬
schlechterung der Finanzlage der Gemeinde ohnehin eine Einschränkung der
Wohnbautätigkeit der Gemeinde zur Folge habe ,was ebenso sehr wegen der da¬
durch bewirkten Vergrösserung der Arbeitslosigkeit wie der nochimmer
namhaftenWohnungnnotunerwünschtsei .

Die Bemängelung ,dass der Vaterländischen Baugesellschaftfür
die freiwillige Räumungder ihr gerichtlich gekündigtenBauplätzeeinezu
hohe Ablöse bewilligt worden sei ,gibt dem Magistrat Anlass ,den Fall sehr
eingehend klarzulegen .Die Regelung ist übrigens durch die übereinstimmen¬
den Beschlüsse der Gemeinderatsauschüsse für Wohnungswesen undWirt¬
schaftsangelegenheiten gutgeheissen worden .

Der Rechnungshef legt nahe ,die künstlerische Ausschmückung
der Wohnhausbautenmöglichst einzuschränken ,wenndies auch im Hinblick auf

die sonst wünschenswerte Beschäftigung der Künstler bedauerlich sei .Im

Berichtsjahr 1930 wurdenlaut Angabedes Magistrates für Kunstverkedieser
Art 142 . 000Schilling verausgabt .ImVerhältnis zu demBauaufwandfürdieses
Jahr ven 95 Millionen Schilling sei dies nicht übermässig .Mitunter stehe
aber auch der Anbringung einer solchen Plastik eine besonders schlichte Ge¬
staltung der Fassade als Ersparnispost gegenüber .

Der Umstand ,dass Gasherde über den voraussichtlichen Bedarf
bestellt und auf Lager genommenworden seien ,wodurch sich Zinsenverluste
ergebenhaben ,findet laut der Aufklärungder BeauftragtendieBegründung
darin ,dass die Gemeinde einem fortgesetzten Drängen nach Aufträgen aus¬

gesetzt sei .Umnicht die vollige Stillegung ganzer Fabriken herbeizuführen ,
müssten gewisse Bestellungen im vellen Bewusstsein ,dass sie in dembetreffen¬
den Zeitpunkt noch nicht erforderlich seien ,mitunter doch gemachtwerden .

Eingehend behandelt der Rechnungshof die Fälle der Wohnhaus- ¬
anlagen„SpinnerinamKreuz "undSteigenteschgasse .DerzuständigeGemeinde-
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ratsausschuss hat sich schon früher in mehrerenSitzungen mit diesenAnge- ¬
legenheiten beschäftigt unddie gegebenenAufklärungenzur Kenntnisgenom¬

men . DerFall Steigenteschgasse hat bekanntlich auch über Anzeige des Ma¬
gistrates die Staatsanwaltschaft beschäftigt ,die jedoch das Verfahrenein - ¬stellte .

Wasdie Wohnhausverwaltunganlangt ,lenkt der Rechnungshofdie
Aufmerksamkeitdes Gemeinderatesdarauf ,dass in deneingehobenenMieten
keine Quote für Verzinsungund Amortisation enthalten sei .DieAbstandnah - ¬
mevoneiner Verzinsungsei immerhinnechdadurcherklärbar ,dass dieBau¬
kosten aus laufendenEinnahmenundnicht aus Anleihegeldernbestritten wer- ¬
den .Hingegen sollte doch für die sich ergebende Wertverminderung durch
Einrechnungeiner Amortisationsquotevorgesehenwerden ,weilsonstdiese
BautenimLaufeder JahrzehnteohneVorsorgefür ErsatzzumVerschwinden
kommen .Auchseien die Mietzinse in jenen Anlagen ,die zu Beginn derBautä¬
tigkeit der Gemeindehergestellt wurden ,geringer als die Hauptzinsefür
gleichartige Wohnungenin Althäusern .DerMagistraterwidert ,dass auchdas
Mietengesetz keine Verzinsungund Amortisationsquote kenne .Einederartige
Anrechnungin denstädtischenWohnhäusernmüssteeinebedeutendeErhöhung
der Mietenzur Folgehaben .Zutreffendsei es ,dass aus demerstenBau¬
jahre nochsehr niedrige Mietzinsebestehen .DieFestsetzungerfolgtezu
einer Zeit ,in der für die Althäuser bloss das 150fachedesFriedenszinses
geltend war .Anlässlich der seither erfolgten AenderungdesMietengesetzes
ist eine Steigerungin denbereits vorkandenenNeubautenunterblieben .Bei
denjeweils hinzukommendenObjektenwirdaber auf die erhöhtenMietenin
den Althäusernbereits entsprechendeRücksichtgenommen .DerMagistratwird
zunächst prüfen,ob die niedrigeren Mietzinse noch die volle Deckung der Be- ¬
triebs - undInstandhaltungskosten gewährleisten .

Laut Feststellung des Rechnungsfhefes sind die gesamtenMiet - ¬
zinsrückstände bei der WehnhäuserverwaltungEnde 1930 einschliesslich aller
Rückständeaus demVorjahr rund 180 . 000Schilling .UneinbringlichePosten
sollten abgeschrieben werden .Der Magistrat verweist darauf ,dass dieNicht - ¬
zahlungzumeist eine Folge der Arbeitslosigkeit sei .Bei ErlangungvonAr¬
beit werdeerfahrungsmässigNachzahlunggeleistet .Einezu rascheAbschrei¬
bungkönntedaherzu Verlustenführen .

TechnischeAngelegenheiten .
DerRechnungshofstellt fest ,dass sich imJahre 1930beimPer¬

sonenkraftwagenbetrieb ein neuerlicher bemerkenswerter Rückgang der Fahrt¬
kilometer zeige .Die daneben noch von Gemeindeangestellten erfelgte Benützun
von Autetaxi sollte auf besondere Ausnahmsfälle beschränkt bleiben .Ausder
Antwortdes Magistrates geht hervor ,dass bereits in den ersten neunMena¬
ten des heurigen Jahres in dieser Beziehung eine Minderausgabe von 16Pro - ¬
zent erzielt werden konnte .Die Inanspruchnahme erfolge zumeist bei der
Ueberwachungvon Bauten und auch für den ärztlichen Dienst .Demallenfalls
bei einer sehr starken Einschränkungder Benützungvon Autotaxierzielten
Geldersparnis stehe allerdings die weniger intensive Ausnützung derArbeits - ¬
kraftderin Betrachtkommenden ,zumeisthochqualifiziertenBeamtengegen¬

über .
Der Rechnungshefempfiehlt im Interesse der möglichstökenemi¬

schenGestaltungdesGartenwesens,denBetriebder sogenanntenHandelsgärt¬
nerei durch Bauschabgabeder übei zähligen Gartenproduktean Gressabnehmerzu
vereinfachen .Auch sollten die im Berichtsjahr bereits vereinzelt unternom¬
menenVersuche ,die Erhaltung von Gartenanlagen an Pritatgärtnereien zuüber
tragen und se die Gartenverwaltung in ein Begutachtungs -und Aufsichtsorgan

umzuwandeln ,tunlichstverallgemeinertwerden .LautMagistratsberichtbesteht
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nicht die Absicht ,eine Handelsgärtnerei als solche planmässig zube¬
treiben .EswerdennurjeneUebermengen,diesichin gewissenJahreszeiten .
undauf Grundeines nicht vorhersehbarenWitterungsverlaufesergeben ,ver-¬
äussert,um überzählige Pflanzen nicht vernichten zu müssen .EineDauerver¬
bindungmitGrossabnehmernkönntenuraufGrundsystematischerBelieferung
erfelgen .Das würde zwangsläufig die Ausdehnung ies Gartenbetriebes auf

privatwirtschaftlichemGebietebewirken .DiestärkereVergebungderErhal-¬
tungsarbeitenvonöffentlichenGärtenanPrivatgärtnereienfindetihreBe¬
grenzungin demUmstand,dassdasvorhandenePersonalpragmatisiertund
daher unkündbarist .

In Bezugaufdie Dampfwäschereistellt derRechnungshoffest ,
dass dieser Betriebwirtschaftlich geführt undmit einerLeistungsfähigkeit
ausgestattetist ,dieüberdenEigenbedarfderGemeindehinausgeht .Essei
daherumsobedauerlicher,dassdiebishergrössteAuftraggeberin ,dasistdie VerwaltungderWienerFondskrankenanstaltenmit1 .Jänner1931ausdem
KundenkreisderDampfwäschereiausgeschiedenist unddiesehiedurchdieHälf¬
te ihrer Beschäftigungverloren hat .Wieder Magistratfeststellt ,wirtschaf -¬
tet die Dampfwäschereinoch immerdie volle Verzinsungund Amortisationdes
investierten Kapitalsheraus .DieVergebungder WäschederFondskrankenan¬
stalten an einen Privatbetrieb wurdeseinerzeit auch im Gemeinderatzur
Sprache gebracht .

In Bezugauf das KanalisationswesenanerkenntderRechnungshof
diezielbewusstenunderfolgreichenBestrebungenderderzeitigenBetriebs¬
leitung ,die Kanalräumungskostenherabzudrücken.

Ernährungs -undWirtschaftsangelegenheiten .
Die Gebarungder Märkte und Schlachthöfe bot ,wie derRechnungs¬

hof hervorhebt ,in keiner Hinsicht Anlass zu Bemängelungen .DieVerrechnung
kann ,vonunwesentlichenFormgebrechenabgesehen ,als vorzüglichbezeichnet

werden .
DerRechnungshofregt an ,eineRegelungderLagerhäuserfrageim

Einvernehmenmit allen in Betracht kommendenFaktoren ehestens anzustreben ,
weil die städtischen Lagerhäuser auf sich selbst gestellt wohl kaumsobald
die gegenwärtigen Schwierigkeiten werden überwinden können .Wie der Ma¬

gistrat mitteilt ,sind Verhandlungenmit denBundesministerianfürHandel
undVerkehr ,sowiefür Land -undForstwirtschaft ,mitder Börsefürlandwirt-¬
schaftliche Produkte und den Bundesbahnenim Gange .Mitglieder undVertreter
der Bundesregierunghabenauchschoneine Besichtigungder Lagerhäuservor¬

genommen .
Die Mindestabnahmeverpflichtungbei bestehendenZiegellieferungs -¬

verträgen für die Jahre 1930 bis 1935 gibt dem Rechnungshof zu demHinweis
Anlass ,dasssichbeiverringerterBautätigkeitSchwierigkeitenergeben
könnten .Schonjetzt musstengelegentlichinfolgeAbnahmeverzugsunverzins¬
liche Vorauszahlungen erfolgen .Laut Darlegung des Magistrates musstediese
Verpflichtung zu einer Mindestabnahmeden Werkenzugestanden werden ,weil
angesichts der Spitzenleistungen ,die durch die Bausaison bedingt sind ,zeit¬
weilig alle Werke in Anspruch genommen werden müssen .Jedes aber wollte sich
zur Aufrechterhaltung des Betriebes nur entschliessen ,wenn ihm doch eine be¬

stimmteMindestbeschäftigungverbürgt wird .Dadurchwares aber auchmög¬
lich ,bei den Preisen Zugeständnisse zu erhalten .DieAbnahmeverpflichtung
ist selbst bei einer Kürzungder Bautätigkeit auf die Hälfte nochkeine
Verlegenheit .Die Verträge wurden übrigens seinerzeit instanzenmässig ge¬

nehmigt .
Auchbezüglich einer bemängeltenKalkschotterlieferung wirdAuf- ¬

schluss dahin gegeben ,dass nur scheinbar ein teurerer Offeront denZuschlag
779
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erhielt ,weil Qualitätsdifferenzen vorliegen .Auchdiese Lieferungwurdevon
demeigensbestellten Baustoffekomiteeverberatenundgutgeheissen.

Eingehend beschäftigt sich der Rechnungshef ,wie schon imVor¬
jahre ,mitderFragederUmänderungderVerrechnungimWirtschaftsamt.
WeitestgehendeVereinfachungenwerdenlaut BerichtdesMagistratesschon
vom . Jänner 1932 an in Kraft treten .

GegenüberdemHinweis,dassdieGebührenfürdenFernsprechver¬
kehr steigende Tendenzaufweisen ,kannder Magistrat mitteilen ,dassbereits
imJahre1931Sparmassnahmenmiteiner Wirkungvonmindestens10 . 000Schil-¬
ling jährlich Platz gegriffen haben .

ImHinblickauf die schwierigeFinanzlageder Gemeindestellt
derRechnungshofneuerlichdieunterschiedsloseunentgeltlicheBeistellung
vonLernmittelzurErörterung .NachderAuffassungdesMagistratesistdie¬
ser unterschiedslesenBeistellungkeinebesonderefinanzielleBedeutungbei¬
zumessen .Im Jahre 1930 sind für das Schulwesen 83,600 . 000Schilling auf - ¬
gewendetworden .Davonentfallen auf die unentgeltlich beigestellten Lern¬
mittel 1,318 . 000Schilling .Dassind alsovomGesamtaufwanddes sonstselbst -¬
verständlichganzunterschiedslosunentgeltlich gewährtenUnterrichtesin
den Volks -und Hauptschulen ' 57Prozent .Daim Jahre 1930diestädtischen
Schulenvon137 . 724Kindernbesuchtwaren ,entfallen auf denKepf9158
Schilling für Lernmittel .Nachden herrschendenwirtschaftlichenVerhält¬
nissen müssteder grösste Teil der Kindervoneiner Zahlungbefreit werden .
DerfinanzielleErfolgwäreein ganzbescheidener .Ersteht mitdempäda¬
gogischenNachteil ,der sich nachdemUrteil der Schulbehördenauseiner
unterschiedlichen Behandlung ergäbe,nicht imEinklang .

AllgemeineVerwaltungsangelegenheiten .
Der Rechnungshefregt an ,die rein durchlaufendeVerrechnung

von anteiligen Kosten der Gemeindewachebei anderen Verwaltungszweigenin
Zukunftentfallenzu lassen .DemwirdimVoranschlag1932Rechnunggetragen

werden .
StädtischeUnternehmungen.

DemGaswerkwohntlaut Urteil des Rechnungshofesein hoherGrad
vonStabilität undwirtschaftlicher Selbständigkeitinne .Wieerwartet ,hat
sich erfreulicher Weiseauf der Aktivseite infolge grösserer Zurückhaltung
vonInvestitionendasVerhältniszwischenBetriebsanlagenundBetriebs¬
mitteln gegenüber1929zugunstender letzteren verbessert .Dieangestellte
kritische Betrachtunglässt nachwievor die Lagedes Unternehmensunddessen
finanzielle Führungin bestemLichteerscheinen .

Wasdie öffentliche Beleuchtunganlangt ,ist derRechnungshef
der Anschauung ,dass nicht das Gaswerk ,sendern die Gemeindeaus demTitel
deröffentlichenVerwaltungfür dieKostenaufzukommenhätte .Demgegenüber
stellt der Magistratfest ,dass die unentgeltlicheBesergungderöffentli¬
chen Beleuchtung schon im Jahre 1900 vom Gemeinderat den städtischen Gas¬

werkenauferlegtwordenist .Esst :tt diesdie GegenleistungdesGaswerkes
für die unentgeltlicheBenützungder öffentlichen VerkehrswegederGemeinde
durch das Rehrnetz dar .

Bei den Elektrizitatswerkenwird die Bewertungder Vorräteals
sehr versichtig bezeichnet .Die Auffüllung der einzelnenMaterialbestände
erfelgt geflissentlichimRahmendesvoraussichtlichenBedarfes ,sodassUeber¬
stände im allgemeinen nicht zu verzeichnen sind .

DerimGebarungsjahr1930erzielte günstigeErfolgnacheiner
ReiheverlustreicherJahreist ,wiederRechnungshofausführt ,zweifelsohne
das Verdienst der neuenGeschäftsführungund ihrer finanziellenUmsicht .780
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AufGrundder gemachtenWahrnehmungenlarf ,wennnicht ganzaussergewöhn¬
liche EreignisseeinenRückschlagherbeiführen ,mitZuversichtderKenseli¬
dierungder finanziellenLagedesUnternehmensentgegengesehenwerden.

BazüglichderStrassenbahnenwirdfestgestellt ,dassderAuf-¬
wand gegenüber 1929 sich um9 Millionen Schilling verringert hat .DieEr - ¬
sparungen bei den sachlichen Aufwenungenbetragen ' 2MillionenSchilling .
BeimPersonalstandist eine Verringerungum784Manneingetreten .Infelge
grössererArbeitsintensivierunghat der Aufwandan EntlohnungenfürEinzel¬
fahrtenundDoppeltageeine wesentlicheEinschränkungerfahren .DerLager¬
best andvon12 ' 7MillionenSchillingwirdimVerhältniszu denJahresver-¬
brauchsziffernnochimmerals zuhochbezeichnet .Eswirdjedochanerkannt.
dassdie Direktionbestrebtist ,die Lagerbeständein geeigneterWeisezu

vermindern .
DerRechnungshefwirft die Frageauf ,obder bedeutendeBetrag

ven rund 250 . 000Schilling ,den die Strassenbahnen für Brandschaden undEin - ¬
bruchsversicherungzahlen ,nicht durchSelbstversicherung ,ähnlichwiebei
der Haftpflicht - undSchadensversicherung ,erspart werdenkönnte .DieDirek¬
tion weist nach ,dass fast alle ausländischenStrassenbahnennicht nachdem
GrundsatzderSelbstversicherungvorgehen .DieAnregungdesRechnungshofes
wurdeaberdazubenützt,umeineweitgehendeBegünstigungderbishergeltender
Bedingungen durchzusetzen .

Sehr bemerkenswert sind die vomRechnungshofgezogenenVerglei - ¬
che zwischender Frequenzder Strassenbahnenin Wien ,Berlin undHamburg. Wäh¬
rend die beidendeutschenStädte ven1929auf 1930einen Abfall derFahr¬
gäste um21 ' 4Prozent zu beklagenhaben ,ist der Rückgangin Wienbloss

' lProzent .Hingegenist diedurchschnittlicheEinnahmeproFahrgastbeiden
deutschenBahnennochimmerwesentlichhöherals bei der WienerStrassen¬
bahn . InBerlinwunden30 ' 5in Dresden30 ' 60 ,in Leipzig34 ' 32 ,inHam-¬
burg 37 ' 03 ,in Wiendagegennur 22 ' 9Groschenfür den Fahrgasteingenommen .

ImVerhältnis der Betriebsanlagenzu den Betriebsmittelneiner¬
seits und der eigenen Mittel zu den fremden Mitteln anderseits ist bereits
eine Besserungeingetreten .

Der Rechnungshofschliesst seine Botrachtung über dieStrassenbahn
mit denfolgendenSätzen :

" Dasses demUnternehmengelungenist ,eine so erheblicheHerab¬
drückungdes Gebarungsabgangeszu erzielen ,beweist in augenfälliger Weise
die lebenswerteAnstregungdergegenwärtigenGeschäftsleitung,dasUnterneh¬
men auf dem Wege weitgehender Sparsamkeit und Rationalisierung einer aktiver
Betriebsführung zuzuführen . Esdarf jedoch nicht übersehen werden ,dass einer¬
seits dieDresselungvonsachlichenAufwendungenimdermaligenUmfang- ¬
für Strom ,BetriebsstoffeundErhaltungderBetriebsanlagenwurdenimJahre
1930umrund6 MillionenSchilling wenigerverausgabtwieimVerjahre -zur
Notein oderzweiJahre ,abernicht auf die Dauerertragenwerdenkann ,ehne
das Unternehmenin seinembetriebsfähigenZustandezu gefährden ,unddass
anderseitsnachdengemachtenWahrnehmungenleider miteinemFrequenzrück¬
gangzurechnenist ,derbefürchtenlässt ,dassdieerzieltenErsparungen
zumgrössten Teil ,wennnicht überhaupt zur Gänze ,durch denEinnahmenaus- ¬
fall wiederzunichte werden .Es wäredaher nochverfrüht ,aus demErgebnis
des Jahres 1930 all zu eptimistische Erwartungen für die nächste Zukunft
zu hegen .Immerhinverdienendie BestrebungenundAnstrengungendergegen¬
wärtigen Leitung ,das Unternehmeneiner Gesundungzuzuführen ,anerkennend
hervorgonobenzuwerden . " *
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DasKentrellamtgibtin einemBericht ,der86Druckseiten
umfasst ,ein sehr anschaulichesundeingehendesBild seinerumfang¬
reichen ,TagfürTagsicherneuerndenKentrolltätigkeit.Währenddie
ErhebungendesRechnungshefessichaufdieNachprüfungderbereits
vellzegenenTatsachenerstrecken ,stehtdasKontrollamtmittemim

Zugeder Gebarungundhat daherfortgesetztAnlass ,Anregungenzugeben
undvielfachparallelmitderUeberwachungstätigkeitdesMagistrates
auf Mängelaufmerksamzu machen .DasWirkungsgebietdesKontrollamtes
ist ein weitergehendesals das des Rechnungshofes. Eserstrecktsich
auchauf jenestädtischenEinrichtungen ,die mitPrivatbetrieben
in Wettbewerbstehen ,wieetwadieZentralsparkasseunddieVersiche-¬
rungsanstalt.FerneraufallejenegemischtwirtschaftlichenUnterneh¬
mungen ,an denendie Gemeindein erheblichemMassbeteiligt ist .Auf
denBerichtdesKentrollamteswirdnochgesondertzurückgekemmenwerden .

- . . - -
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